
eine vollständige und allseitige Wirksamkeit des ökono­
mischen Grundgesetzes des Sozialismus, das in der 
maximalen Befriedigung der ständig wachsenden mate­
riellen und kulturellen Bedürfnisse der gesamten Ge­
sellschaft durch ununterbrochenes Wachstum und ste­
tige Vervollkommnung der sozialistischen Produktion 
auf der Basis der höchstentwickelten Technik besteht.

(Die sowjetische sozialistische Gesetzlichkeit ist eine 
der Bedingungen, die für die Gewährleistung der weite­
ren Entwicklung der Industrie, für den Aufschwung der 
Landwirtschaft und die Entwicklung des Sowjethandels 
als der Hauptform der Verteilung der Konsumgüter im 
Sozialismus erforderlich ist. Je mehr sich der Aufbau 
des Kommunismus in unserem Lande entfaltet, um so 
mehr nimmt die Bedeutung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit zu, um so dringlicher ist die Aufgabe, sie zu 
festigen.

Verletzungen der Gesetze des Sowjetstaates, Äuße­
rungen der Willkür und der Gesetzlosigkeit, Lockerun­
gen und Undiszipliniertheiten — all dies sind Erschei­
nungen, die für die Sache des Aufbaus des Kommunis­
mus schädlich und gefährlich sind.

Eine der wichtigsten Aufgaben der sowjetischen sozia­
listischen Gesetzlichkeit ist der Schutz der umfassenden 
Rechte und Freiheiten der Sowjetbürger.

Die Verfassung der UdSSR verankert die Rechte der 
Bürger der UdSSR auf Arbeit, Erholung, Bildung, auf 
materielle Sicherung im Alter, im Krankheitsfalle und 
bei Verlust der Arbeitsfähigkeit. Die Verfassung der 
UdSSR garantiert den Bürgern die Freiheit des Gewis­
sens und der Rede, die Pressefreiheit, das Recht,Versamm­
lungen, Kundgebungen und Demonstrationen durchzu­
führen, das Recht des Zusammenschlusses zu gesell­
schaftlichen Organisationen, den Schutz des persönli­
chen Eigentumsrechts und des Erbrechts; sie gewähr­
leistet die Unantastbarkeit der Person und der Woh­
nung sowie das Briefgeheimnis, sie sichert die Gleich­
berechtigung der Bürger, unabhängig von Geschlecht, 
Rasse und nationaler Zugehörigkeit.

Die sozialistische Gesetzlichkeit ist dazu berufen, diese 
Rechte und Freiheiten und ihre verfassungsmäßigen 
Garantien zu schützen.

Die Kommunistische Partei und der Sowjetstaat tra­
gen täglich Sorge für den Schutz der realen Rechte der 
Sowjetbürger. Feste materielle, politische und recht­
liche Garantien für die Verteidigung der Rechte 
und Freiheiten der Sowjetbürger — dies ist ein charak­
teristischer Zug des sozialistischen Demokratismus. Die 
Sowjetmenschen leben, arbeiten und beteiligen sich an 
der großen Sache des Aufbaus des Kommunismus in 
der festen Überzeugung, daß die sowjetische sozialisti­
sche Gesetzlichkeit ihre Rechte und Interessen schützt 
und daß jede Ungesetzlichkeit, jede Verletzung der 
Rechte eines Sowjetbürgers vom Sowjetstaat unterbun­
den werden wird.

Der XIX. Parteitag bestimmte die Ergebnisse der in 
der vergangenen Periode geleisteten Arbeit und die 
Perspektiven der weiteren Entwicklung und unterstrich 
mit aller Entschiedenheit die Bedeutung der sowjeti­
schen sozialistischen Gesetzlichkeit.

Die Partei und die Regierung haben von den Wirt­
schaftsleitern verlangt, daß mit dem gleichgültigen Ver­
halten gegenüber Vorkommnissen von Unwirtschaftlich­
keit und Verschleuderungen Schluß gemacht werde, und 
haben die Parteiorganisationen dazu verpflichtet, stän­
dig um die Erziehung der Sowjetmenschen im Geiste 
des schonenden Verhaltens zum gesellschaftlichen, so­
zialistischen Eigentum bemüht zu sein.

Die Partei und die Regierung wiesen gleichfalls auf 
das Vorhandensein von Tatsachen hin, die grobe Ver­
letzungen der Sowjetgesetze in bezug auf die Kollektiv­
wirtschaften darstellen. G. M. Malenkow sagte:

„Es ist notwendig, mit den Verstößen gegen das 
Statut des landwirtschaftlichen Artels entschieden 
Schluß zu machen und die Personen, die sich der 
Verschleuderung von kollektivwirtschaftlichem Gut 
schuldig machen, als Feinde der Kollektivwirt­
schaftsordnung mit aller Strenge der Gesetze des 
sozialistischen Staates zu bestrafen.“6) S.

6) vgl. Malenkow, Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees 
der KPdSU (B) an den XIX. Parteitag, Dietz Verlag Berlin 1952,
S. 60—61.

Die Partei und die Regierung haben durch sowjeti­
sche Gesetze diejenigen Sowjet- und Parteifunktionäre 
verurteilt, die ein sorgloses Umgehen mit den Sowjet­
gesetzen zulassen.

Die Einhaltung und die Festigung der Staatsdisziplin, 
die in der Periode des Übergangs vom Sozialismus zum 
Kommunismus eine bedeutende Rfclle spielt, ist un­
trennbar mit der Einhaltung und Festigung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit verbunden. Die Gesetzlichkeit 
ist die Grundlage der Staatsdisziplin. Auf dem XVII. 
Parteitag der KPdSU (B) sagte J. W. Stalin, daß die 
Menschen, die es nicht für ihre Pflicht halten, die Be­
schlüsse der Partei und der Regierung auszuführen, die 
Grundlagen der Partei- und Staatsdisziplin zerstören.

Eine der gefährlichsten und schädlichsten Äußerun­
gen der Verletzung der Partei- und Staatsdisziplin 
besteht darin, daß einige Funktionäre die Wahrheit 
über die wirkliche Lage der Dinge in den ihnen unter­
stellten Institutionen und Unternehmen verschweigen. 
Eine Verletzung der Partei- und Staatsdisziplin ist auch 
das formale Verhalten einiger Funktionäre zu den Be­
schlüssen der Partei und der Regierung und ebenso die 
Versuche, ein staatliches Unternehmen in das Erbgut 
seines Leiters zu verwandeln.

Die Kommunistische Partei und die Regierung rufen 
dazu auf, mit diesen Verletzungen der Partei- und 
Staatsdisziplin, mit den Äußerungen von Verantwor­
tungslosigkeit und des Schlendrians, mit dem formalen 
Verhalten zu den Beschlüssen der Partei und der Re­
gierung energisch Schluß zu machen.

Die Einführung und unablässige Festigung und Ent­
wicklung einer wahrhaften Gesetzlichkeit sind nur in 
der sozialistischen Gesellschaft möglich, in der das Volk 
als Herr in seinem Lande die Macht ausübt.

In den imperialistischen Staaten, in denen sich die 
Macht in den Händen reaktionärer Cliquen befindet, 
die einen neuen Weltkrieg vorbereiten, die jeden Fort­
schritt in ihrem Lande unterdrücken und die letzten 
Überreste der bürgerlich-demokratischen Freiheiten ver­
nichten, geht ein Prozeß der Zerstörung der Gesetz­
lichkeit vor sich, wird ein Regime der Ungesetzlichkeit 
und der Willkür eingeführt. Bereits im Jahre 1910 wies 
W. I. Lenin auf diesen Prozeß der Zerstörung, der Zer­
setzung der Gesetzlichkeit in den bürgerlichen Staaten 
in der Periode des Imperialismus hin, in welcher die 
für die herrschenden reaktionären Kreise unerträglich, 
einengend gewordene Gesetzlichkeit von ihnen ver­
worfen, zerrissen wird.

„Die Epoche der Ausnutzung der vom Bürgertum 
geschaffenen Gesetzlichkeit wird von einer Epoche 
der größten revolutionären Schlachten abgelöst, wo­
bei diese Schlachten dem Wesen nach eine Zer­
störung der ganzen bürgerlichen Gesetzlichkeit, 
der ganzen bürgerlichen Ordnung sein werden, der 
Form nach aber mit verzweifelten Anstrengungen 
des Bürgertums anfangen müssen (und anfangen), 
sich von der von ihm selbst geschaffenen, aber nun­
mehr für das Bürgertum selbst unerträglich ge­
wordenen Gesetzlichkeit zu befreien.“7)

Das Wüten der Gesetzlosigkeit und der Willkür, die 
Ungeheuerlichkeiten der Polizei, die gewaltsame Auf­
lösung und Beschießung friedlicher Demonstrationen, 
die Rassendiskriminierung und barbarischen Folterun­
gen in den verschwiegenen Kammern der Polizei, ge­
fälschte Anklagen und Gerichtsverfahren gegen ehr­
liche, schuldlose Menschen sind zu gewohnten alltäg­
lichen Erscheinungen des imperialistischen, reaktionären 
Regimes geworden. Als Beispiel kann man sich auf die 
geltende Gesetzgebung der USA berufen, die eine ent­
würdigende Rassendiskriminierung und eine gesetzlich 
sanktionierte Kontrolle der politischen Überzeugungen 
eingeführt hat.

Nicht besser steht die Sache im Adenauer-Staat. Es 
ist bekannt, daß im April 1952 das Adenauer-Gericht 
über eine Reihe deutscher Patrioten wegen Verbreitung 
von Broschüren, die den Aufruf zum Kampf für den 
Frieden und die Einheit Deutschlands gegen die reaktio­
näre, militaristische Politik der Bonner Regierung ent­
hielten, ein Urteil ausgesprochen hat. Andererseits 
wurde aber eine Amnestie erlassen, die das Ziel ver­
folgte, eine bedeutende Anzahl Nazis und Kriegsver­
brecher zu rehabilitieren. Die zahlreichen reaktionären

i) Lenin, Werke, Bd. 16 S. 284 (russ.).
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